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§ 1 Geltungsbereich

(1) Der Tarifvertrag gilt  

a) Räumlich: für den Freistaat Sachsen 

b) Persönlich: für alle ArbeitnehmerInnen (ArbeiterInnen und Angestellte), die bei 
Vollmitgliedern der PARITÄTISCHEN Tarifgemeinschaft Thüringen e. V. in einem 
Arbeitsverhältnis stehen. 

(2) Ausgenommen sind: 

a) gesetzliche Vertreter von juristischen Personen und Personengesamtheiten, 
ArbeitnehmerInnen im Sinne § 5 Absatz 3 Betriebsverfassungsgesetz, 
ChefärztInnen; 

b) Personen, die für einen fest umgrenzten Zeitraum zum Zwecke ihrer 
Qualifizierung sowie Vor- oder Ausbildung beschäftigt werden, z. B. SchülerInnen 
in der Krankenpflege, ÄrztInnen im Praktikum, Auszubildende, Anlernlinge, 
VolontärInnen und PraktikantInnen, TeilnehmerInnen im Freiwilligendienst; 

Protokollnotiz: 
Innerhalb eines Jahres nach Abschluss dieses Tarifvertrages werden für diese 
Arbeitnehmergruppen Verhandlungen zu eigenständigen tarifvertraglichen 
Regelungen aufgenommen. 

c) ArbeitnehmerInnen, die Arbeiten nach den Sozialgesetzbüchern (SGB) 
verrichten, soweit deren Bestimmungen tarifvertraglichen Regelungen entgegen- 
stehen. 

§ 2 Vergütungsordnung 

(1) Die Vergütung besteht aus einer Grundvergütung (Jahresgehalt) und kann 
wahlweise in 12 oder 13 Monatsgehältern ausgezahlt werden. (Anlage 2) 

(2) Zu den einzelnen Vergütungsgruppen der Vergütungsgruppentabelle (Anlage 1) 
ist ein Oberbegriff formuliert. Diesem Oberbegriff sind Berufsgruppen zugeordnet. 
Die genannten Beispiele gelten als Richtbeispiele; sie begründen nur in Verbindung 
mit den Gruppenmerkmalen einen Anspruch auf entsprechende Eingruppierung. 

(3) Zur Berechnung des Entgeltes für eine Arbeitsstunde wird das nach Absatz 
1 festgelegte Grundgehalt (Monatsgehalt-Arbeitnehmerbrutto, 12 Monate, 
gerundet) durch die monatlichen Arbeitsstunden in Höhe von 173,92 
Stunden und bei Teilzeitregelung anteilmäßig geteilt. Bei der Berechnung 
des Entgeltes je Arbeitsstunde werden Einmalzahlungen nicht berücksichtigt. 
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§ 3 Betriebliche Altersversorgung 

Die betriebliche Altersversorgung ist Gegenstand eines eigenständigen 
Tarifvertrages Betriebliche Altersversorgung. 

§ 4 Zeitzuschläge 

(1) Der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin erhält neben seiner/ihrer Vergütung (§ 2) 
Zeitzuschläge. Sie beträgt für Überstunden 25 v. H. Die Höhe der Zulagen für die 
Arbeit an Sonntagen, an gesetzlichen Feiertagen und für Nachtarbeit kann durch 
Betriebsvereinbarung, auch in Form einer Pauschale, festgelegt werden. 

(2) Sämtliche Zeitzuschläge nach Absatz 1 können dem Arbeitszeitkonto 
gutgeschrieben werden. 

§ 5 Bereitschaftsdienst 

(1) Bereitschaftsdienstzeiten werden zu 25 % als tarifliche Arbeitszeit gewertet. 

(2) Sie können dem Arbeitszeitkonto gutgeschrieben werden. 

§ 6 Zulagen und Prämien 

Zulagen und Prämien können nur in Höhe des dazu vom Unternehmen bereit-
gestellten Finanzvolumens gezahlt werden. Sie treten neben die bestehenden tarif-
vertraglichen Ansprüche und werden bei der Bewertung von Arbeitszeitkonten oder 
bei Zuschlägen nicht berücksichtigt.  
Die im § 6 aufgeführten Zulagen nehmen nicht an allgemeinen Entgeltsteigerungen 
teil. 

6.1 Funktionszulagen 

1) Übernimmt ein(e) ArbeitnehmerIn eine zusätzliche Aufgabe oder Funktion, so 
kann der Arbeitgeber eine Funktionszulage gewähren.

2) Die Funktionszulage wird für die Dauer der Übertragung der zusätzlichen Aufgabe 
oder Funktion gezahlt.  

6.2 Leistungszulagen 

1) Der Arbeitgeber hat die Möglichkeit, ArbeitnehmerInnen überdurchschnittliche 
Leistungen zusätzlich zu vergüten. Eine Vergütung erfolgt nach dem Abschluss von 
persönlichen Zielvereinbarungen. 
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2) Leistungszulagen werden über einen gewissen Zeitraum bei schriftlicher 
Vereinbarung von besonderen Zielen gezahlt, wobei die Höhe der Leistungszulage 
des/der einzelnen ArbeitnehmerIn bis zu 25 % seiner/ihrer monatlichen Vergütung 
gemäß Vergütungsgruppe und Beschäftigungszeit betragen darf. Leistungszulagen 
können für höchstens ein Jahr gewährt werden. Soweit die Voraussetzungen erfüllt 
sind, ist die erneute Gewährung möglich. 

6.3 Leistungsprämien 

Leistungsprämien können bei Erreichen besonderer, schriftlich zwischen Arbeit-
nehmerIn und Arbeitgeber vereinbarter Arbeits- und Leistungsziele oder bei  
Erreichen besonderer Arbeitsergebnisse einzelner ArbeitnehmerInnen oder mehrerer 
MitarbeiterInnen eines definierten Arbeitsbereiches gewährt werden.  
Die Prämien werden grundsätzlich erst nach Erreichen des Zieles bzw. des 
besonderen Arbeitsergebnisses als Einmalzahlung geleistet. 

§ 7 Zielvereinbarungen

ArbeitnehmerIn und Arbeitgeber können Zielvereinbarungen abschließen. Diese sind 
Grundlage für Leistungszulagen und können Grundlage für Leistungsprämien sein. 
Zielvereinbarungen sollen folgenden Mindestregelungsgehalt haben: 

• Geltungsbereich 
• Bezeichnung des besonderen Ziels 
• Benennung der Leistungskriterien/Zielvorgaben 
• Bewertungs- und Abrechnungsregelungen 
• Laufzeit 
• Höhe und Zahlungsbedingungen der Leistungszulage bzw. 
 der Leistungsprämie. 

§ 8 Entgeltgruppenjahre 

(1) Entgeltgruppenjahre nach Anlage 2 (Vergütungstabelle) sind die im 
Geltungsbereich dieses Tarifvertrages zurückgelegten Zeiten in der entsprechenden 
Entgeltgruppe einschließlich der bei einem Betriebsübergang nach § 613a BGB 
anerkannten Zeiten der Berufsausübung. 

(2) Zeiten, die bei anderen Arbeitgebern oder in einer anderen Entgeltgruppe dieses 
Tarifvertrages zurückgelegt worden sind, können angemessen berücksichtigt 
werden.  

§ 9 Übergangsregelungen 

Soweit sich aus der Anwendung des PATT-Tarifvertrages ein niedrigeres Entgelt als 
nach den für den/die jeweilige/n ArbeitnehmerIn zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
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dieses Tarifvertrages angewandten Vergütungsregelungen ergibt, wird eine monat-
liche Ausgleichszulage in Höhe des Differenzbetrages gezahlt (Besitzstände). 

Die Ausgleichszulage wird mindestens für 1 Jahr gezahlt. Entfallen innerhalb dieses 
Zeitraumes Anspruchsvoraussetzungen für Teilbeträge des vor Inkrafttreten des 
PATT-Tarifvertrages gezahlten Entgeltes, so reduziert sich die Ausgleichszulage 
entsprechend. 

2) Soweit sich aus der Anwendung des PATT-Tarifvertrages ein höheres Entgelt als 
nach den für den/die jeweilige/n ArbeitnehmerIn zum Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten 
dieses Tarifvertrages angewandten Vergütungsregelungen ergibt, wird das Gehalt 
nach folgendem Verfahren schrittweise angepasst: 

• Im 1. Jahr erhält der/die ArbeitnehmerIn zusätzlich zu seinem/ihrem bisherigen 
Monatsgehalt 1/3 des Differenzbetrages ausgezahlt. 

• Im 2. Jahr erhält der/die ArbeitnehmerIn zusätzlich zum letzten Monatsgehalt des 1. 
Jahres die Hälfte des Differenzbetrages zum Tabellengehalt PATT ausgezahlt. 

• Im 3. Jahr wird das volle Tabellengehalt ausgezahlt.  

Bereits im 1. Jahr kann das volle Tabellenentgelt nach PATT-Tarifvertrag gezahlt 
werden. 

3) Bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens gewährte persönliche Zulagen gelten 
nicht als Besitzstand nach diesem Tarifvertrag. Bei der Vergütungsabrechnung 
erfolgt der Nachweis von Besitzständen in Form der Ausweisung als persönliche 
Zulage.  

§ 10 Schlichtung von Streitigkeiten 

Können zwischen den Tarifvertragsparteien entstandene Streitigkeiten über die 
Auslegung eines Tarifvertrages oder über das Bestehen oder Nichtbestehen eines 
Tarifvertrages durch Verhandlungen nicht beigelegt werden, so regelt sich das 
weitere Verfahren nach dem Tarifvertrag über ein tarifliches Schlichtungsabkommen. 

§ 11 Inkrafttreten und Laufzeit 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 01.07.2014 in Kraft. Er kann mit einer Frist von 3 
Monaten zum Monatsende, frühestens zum 31.03.2016 gekündigt werden, soweit in 
einzelnen Bestimmungen dieses Tarifvertrages keine anderen Fristen vorgesehen 
sind. 

(2) Dieser Vertrag bleibt auch dann gültig, wenn einzelne Bestimmungen sich als 
ungültig erweisen sollten. Die betreffende Bestimmung ist dann so auszulegen, dass 
die mit ihr ursprünglich angestrebten wirtschaftlichen und rechtlichen Zwecke soweit 
wie möglich erreicht werden. 
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(3) Mit Inkrafttreten eines Tarifvertrages auf Basis der Analytischen Arbeitsbewertung 
zwischen den vertragsschließenden Parteien verliert dieser Tarifvertrag seine 
Gültigkeit bei allen Arbeitgebern, die dem Tarifvertrag auf Basis der Analytischen 
Arbeitsbewertung beitreten. 

Neudietendorf, 30.06.2014  

gez.       gez. 
Reinhard Müller     Raymund Kandler 
PATT e.V. – Vorstandsvorsitzender  GÖD – Bundesvorsitzender 
  

gez.       gez. 
Sabine Ruhe      Wolfgang Schneider 
PATT e.V. – Geschäftsführerin   GÖD - Tarifbeauftragter 



Anlage 1 - Vergütungsgruppeneinteilung

(ab 01.07.2014)

Vergütungs- Merkmal Unverbindliche Beispiele
gruppen

I Hauswirtschaftsgehilfe/Hauswirtschaftsgehilfin
Küchenhilfe
ungelernte Teilnehmer/innen
techn. und kaufm. Hilfskräfte
Reinigungskräfte
Hilfskräfte Pflege

Die in den Arbeitsverträgen Bezug genommene Vergütungsgruppe Ia oder Vergütungsgruppe I b wird mit 
der Überführung bis spätestens zum 01.01.2015 aufgrund dieser Bestimmung durch die Vergütungs-gruppe 
I ersetzt ohne das es einer weiteren arbeitsvertraglichen Änderung bedarf.

II.
Angestellte mit einfacher, fachlicher Tätigkeit unter Anleitung, die eine abgeschlossene Berufsausbildung 
und Fachkenntnisse erfordern. Koch/Köchin

Hausmeister/in
Helfer/in in der Betreuung
Altenpflegehelfer/in
Hauswirtschafter/in
Sekretär/Sekretärin
Sachbearbeiter/in
Rettungssanitäter/in

III. wie Vergütungsgruppe II., aber mit höheren Anforderungen wie II.

IV. Angestellte, die unter Anleitung schwierige Arbeiten mit höherer Sachbearbeiter/in
Verantwortung erledigen Sekretär/Sekretärin

Assistent/in
Hausmeister/in
Gruppenhelfer/in
Gruppenleiter/in
Pflegedienst-Mitarbeiter/in
Verwaltungskraft
Küchenleiter/in
Erzieher/in
Altenpfleger/in
Krankenschwester/Krankenpfleger
Betreuer/in
Therapeut/in / Beschäftigungstherapeut/in
Ausbildungshelfer/in
Arbeitsanleiter/in

Angestellte mit Tätigkeiten, die unter Anleitung ausgeführt werden und für die keine Berufsausbildung 
erforderlich ist    

Übergangsklausel für bereits bestehende Arbeitsverhältnisse: 
Die vor dem 01.07.2014 begründeten und in Vollzug gesetzten Arbeitsverhältnisse mit Zuordnung zur 
Vergütungsgruppe Ia werden spätestens bis zum 01.01.2015 in die Vergütungsgruppe I / Einstiegsstufe 
(erstes Entgeltgruppenjahr) durch den Arbeitgeber überführt.
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Berater/in (mit erzieherischen Aufgaben)

Heilpädagoge/Heilpädagogin
Rettungsassistent/in / Notfallsanitäter/in

V. wie Vergütungsgruppe IV., aber mit höheren fachlichen Anforderungen wie IV., zusätzlich:
Voraussetzung : in der Regel Berufsausbildung mit Meisterabschluss oder mit einem staatlich anerkannten 
Berufsabschluss oder mit einer für die Tätigkeit erforderlichen Zusatzqualifikation Sozialpädagoge/Sozialpädagogin

Fachkraft in Kindertagesstätten gemäß jeweiligem Landesrecht

VI. Angestellte, die auf allgemeine Anweisung schwierige Arbeiten selbständig erledigen Sachbearbeiter/in
(bei gleichwertigen Kenntnissen Hinweis auf fachspez. Kenntnisse) Assistent/in

Arbeitsvorbereiter/in
Gruppenleiter/in

Voraussetzung : in der Regel Fachhochschulabschluss Sozialpädagoge/Sozialpädagogin
                        Berufserfahrung, Berufsfortbildung, päd. Mitarbeiter/in Frühförderung-Stelle
                        Aneignung zusätzlicher Kenntnisse im jeweiligen Sachgebiet Krankenschwester/Krankenpfleger
                        Altenpfleger/in

Erzieher/in
Betreuer/in
Lehrer/in
Ausbilder/in
Küchenleiter/in
Berater/in
Beschäftigungstherapeut/in
Stationsleiter/in
Wohnbereichsleiter/in
Verwaltungsleiter/in
Pflegedienstleiter/in
Heilpädagoge/Heilpädagogin
Einrichtungsleiter/in
Hausmutter/Hausvater

VII. wie Vergütungsgruppe VI., aber mit höheren fachlichen Anforderungen wie VI., zusätzlich:
Einrichtungsleiter/in
Heilpädagoge/Heilpädagogin
Therapeut/in
Projektleiter/in
Hausmutter/Hausvater

VIII. Angestellte, die selbständig und schwierige Aufgaben mit großer Verantwortung Leiter/in (als Oberbegriff)

ausüben Pflegedienstleiter/in
Bereichsleiter/in
Einrichtungsleiter/in
Stationsleiter/in

Voraussetzung : in der Regel Fachhochschul- Wohngemeinschaftsleiter/in
                        oder Hochschulabschluss Ausbildungsleiter/in

Verwaltungsleiter/in

Seite 2



Projektleiter/in
Berater/in
Referent/in
Lehrer/in
Therapeut/in
Sozialpädagoge/Sozialpädagogin
Psychologe/Psychologin

IX. wie VIII., aber mit Aufgaben, die besondere Fachkenntnisse erfordern, wie VIII., zusätzlich:
wie sie durch langjährige Erfahrung erworben werden Verwaltungsleiter/in
(Tätigkeitsspezifische Berufserfahrung) Psychologe/Psychologin (therapeut. Tätigkeit )

X. wie Vergütungsgruppe IX., sich aber nach Verantwortung aus ihr Verwaltungsleiter/in
hervorhebt Bereichsleiter/in

Arbeitstrainingsleiter/in
Voraussetzung : in der Regel Fachhoch- Produktionsleiter/in / technische/r Leiter/in
                        oder Hochschulabschluss Werkstattleiter/in

Sozialdienstleiter/in
Einrichtungsleiter/in 
Bereichsleiter/in
Arzt/Ärztin
Referent/in
Abteilungsleiter/in
Fachbereichsleiter/in
Psychologe/Psychologin

XI. wie Vergütungsgruppe X, sich aber erheblich aus ihr hervorhebt Werkstattleiter/in
Abteilungsleiter/in (mit stellv. Funktion )

Voraussetzung : in der Regel Hochschulabschluss Arzt/Ärztin
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